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Drucksache Nr. 2150 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
BK 550/51 II 


Bonn, den 10. April 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den vor- 
läufigen Handels- und Schiffahrts ver- 
trag vom 19. Dezember 1950 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Island 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
Lages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 53. Sitzung am 6. April 1951 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Univorsitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


Über den vorläufigen Handels- und 
Schiffahrts vertrag vom 19. Dezember 
1950 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Island 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel I 

Dem in Frankfurt am Main am 19. De- 
zember 1950 Unterzeichneten vorläufigen 
Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Island wird zugestimmt. 

Artikeln 

Der Vertrag wird nachstehend mit Ge- 
setzeskraft veröffentlicht. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


2 



Begründung 


Im Frühjahr 1950 wurde mit der Delegation 
der Republik Island in Frankfurt/Main ein 
vorläufiger Handels- und Schiffahrtsvertrag 
verhandelt und am 16. Oktober 1950 para- 
phiert. Der Vertrag läuft bis zum 31. März 
1951 und wird dann automatisch jedesmal 
um 1 Jahr verlängert, sofern er nicht 3 Mo- 
nate vorher gekündigt wird. Nach Geneh- 
migung durch die Hohen Kommissare wurde 
der Vertrag am 19. Dezember 1950 unter- 
zeichnet. Da er in Island nicht der Ratifizie- 
rung durch das Parlament bedarf, wurde er mit 
der Unterzeichnung für Island rechtskräftig. 
Es steht somit nur noch die Genehmigung 
durch die deutsdien gesetzgebenden Körper- 
schaften aus. Diese soll durdi das Gesetz, für 
das ein Entwurf hiermit vorgelegt w'lrd, aus- 
gesprochen werden. Durch diesen Vertrag 
wird die Rechtsgrundlage geschaffen, auf der 
der deutsche Außenhandel mit Island sich in 
Zukunft gleichberechtigt entwickeln kann. 

Die Bezcidmung „Vorläufiger Handelsver- 
trag“ wurde gewählt, weil er infolge der noch 
ungeklärten politischen und völkerrecht- 
lichen Lage der Bundesrepublik gewisse Fra- 
gen nicht regelt, die an sich in einen Han- 
delsvertrag hineingehören, wie z. B. Kon- 
sularwesen und Niederlassungsrecht. 

Sachlich enthält der Artikel 1 den Wunsch 
nach Normalisierung und Förderung der 
Handelsbeziehungen und Artikel 2 die Meist- 
begünstigung, die sich auch auf Zölle, Steuern 
und andere Abgaben der Ein- und Ausfuhr 
sowie des Schiffsverkehrs erstreckt. Artikel 3 
sieht vor, daß Vertreter beider Regierungen 
in regelmäßigem Abstande Zusammenkom- 
men und die Entwicklung des Handels und 
der Schiffahrt überprüfen sollen. 
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Vorläufiger Handels- und Schiffartsvertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 


Von dem Wunsch geleitet, soweit wie 
möglich den Handel und die Schiffahrt zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Island zu entwickeln, haben 
die Regierungen der beiden Länder folgen- 
des Übereinkommen getroffen: 

Artikel 1 

Die Vertragschließenden Teile werden sich 
bemühen, normale Geschäftsbezichungen her- 
zustellen und den Waren- und Dienst- 
leistungsverkehr zwischen ihnen zu fördern. 

Artikel 2 

Jeder der Vertragschließenden Teile wird 
dem anderen Meistbegünstigung gewähren. 
Alle Vorteile, Vergünstigungen oder Be- 
freiungen, die von einem Vertragstell für ein 
Erzeugnis gewährt werden, das aus irgend- 
einem anderen Lande eingeführt oder nach 
irgendeinem anderen Lande ausgeführt wird, 
werden auf jedes gleichartige Erzeugnis aus- 
gedehnt, das aus dem Gebiet des anderen 
Vertragsteiles eingeführt oder dorthin aus- 
geführt wird. Dies bezieht sich auf Zölle, 
Steuern und andere Abgaben jeder Art, die 
anläßlich der Ein- oder Ausfuhr erhoben 
werden. 

Sdiiffe, die die Flagge eines der beiden 
Vertragschließenden Telle führen, werden in 
den Häfen des anderen Vertragschließenden 
Teiles in Bezug auf Steuern, Abgaben, Ge- 
bühren und andere Dienstleistungen die 
giciclic Behandlung erfahren, wie sie den 
Schiffen irgendeines anderen Landes gewährt 
werden. 

Artikel 3 

Um die Entwicklung des Handels und der 
Schiffahrt zwischen beiden Ländern zu über- 
prüfen, werden die Vertreter der beiden Re- 
gierungen ln regclmäl^igen Abständen Zusam- 
menkommen. 


Artikel 4 

Dieses Abkommen tritt mit seiner Unter- 
zeichnung durch die bevollmächtigten Ver- 
treter der beiden Regierungen in Kraft. Es 
hat eine Laufzeit bis zum 31. März 1951 und 
wird dann automatisch jedes Mal um 1 Jahr 
verlängert werden, wenn es nidit 3 Monate 
vorher von einem der beiden Vertragsteile 
gekündigt worden ist. Wird eine solche Kün- 
digung nidit ausgesprochen, so werden die 
in diesem Artikel genannten Vertreter sobald 
als möglich Zusammenkommen, um die wei- 
tere Durchführung des Waren- und Dienst- 
Iclstungsverkchrs zu vereinbaren. 

Geschehen in doppelter Ausfertigung 
in Frankfurt a.M. am 19, Dezember 1950 

Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 
paraphiert: 

Lu. 16. 10. 50 
(Dr. V. Lupin) 

Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutsdiland 
• gezeichnet: 

V. Maitzan 
(Dr. V. Maitzan) 

Für die Regierung der 
Republik Island 
paraphiert: 

Vllhj. Finsen 16. 10. 50 
(Vilhj. Finsen) 

Für die Regierung der 
Republik Island 
gezeichnet: 

Vilhj. Finsen 
(Vllhj. Finsen) 
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